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B. Erwäqunqen

I. Allgemeines

2.

4.

Ðie kantonale Bau-, verkehrs- und Energi-ed.irektion geneh-migt gemäss Art. 61 Baugesetz (BauG) võrschriften ,.ñ¿ prän"
der Gemeinden, wenn sie recht- und zweckmässig sind. und imöffentlichen Interesse }iegen.
Nlch Anhörung des Gemeindeiates und, der betroffenen Grund,-eigentürner kann sie gesetzwidrige oder unzweckmassigé-üãi-schriften im Genehmigungsbeschruss ändern, soweit dãdurchnicht unzurässig in die Gemeindeautonomie' eingegrifiãnwird. ueber unerredigte Einsprachen wird, im cõnõrunigungs-verfahren entschieden

Die ueberbauungsord,nung Det,airerschriessung "Bir underfüeh-rig", bestehend aus dem Ueberbauungsplan (ÞIan Nr.
2278/ l-B), den euerprofilen (plan N;.- zZ7BiZBl un¿ dem Län-genprofil (Plan Nr. 2278/38) bitdet d.ie nutzungsplanãrische
I upd damit grund.eigentä¡nerverbÍndliche crunarãge für den
Ausbau der Erschriessung von verschiedenen rückwäitig gele-
genen Parzellen in diesem Gebiet

Die ueberbauungsordnung 'r.Bir underfüehrÍgrr wurde mitSchreiben des naumplanungsamtes'vom 12. Ãugst t9g2vorgeprüft. Ðie Gemeinde hat arle wesentriðhen daringeäusserten vorbeharte übernonunen und die unterlagen
entsprechend überarbeitet

unter vorbehart des Entscheides über die unerledigte Ein-sprache erweíst sich die vorriegende pranung als iecht- und.
zweckmässig.

ïI. Zur Einsprache

1

a)
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Gegen die öffentlich aufgeregte ueberbauungsord,nung wurde
_eing_Einsprache eingereicht. Anrässrich aei riniguñgsver-
han9lung vom 2L. Dezember L99z wurden einige ninõprãche-punkte zurückgezogen. Aus der auf diese veihandruñg forgen-
den Korrespondenz zwisched den Einsprechern und dei oeméin-de Iässt sich nicht schrüssig abreiLen, ob d.ie noch offenen
Einsprachepunkte ars zurückgèzogen gerien sorlen odernicht. soweit nicht zurückgezogèn oder durch die vorgenom-
Irlene Prananpassung gegenstãndsÍos geword.en breibt somit
über diese Einsprachepunkte zu beflnden.

Die- Einpprecher verlangen, dass sich d.as Längenprofil mög-lichst nach dem heutigen gewachsenen Bod,en der parz. Nrn]
1-533 und 1505 richten solr. Falls dies technisch nicht mög-lich sei, wäre das Niveau der Erschriessungsstrasse ars gã--
wachsener Boden für Parzelle Nr. i-533 zu añerkennen und 'eine entsprechende Aufschü*ung bei eiñàr ;pãi"Ëñ--uã¡er-
bauung zu bewilLigen
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Der Gemeinderat hat nach der Einspracheverhandl"ung die
PIäne entsprechend abgeändert. So beträgt nun die Steigung
1-.80% und das GefäI1e 1.38e". Die Böschung zu Grundstück Ni.
L533 ist dadurch wesentlich verkleinert worden. Damit ist
die Gemeinde den Einsprechern soweit möglich entgegengekom-
men. Es sind für die Genehmigungsbehörde keine Gründe er-síchtrich, wonach d.iese Lösung nicht zweckmässig sein soll-
t.e.

Díe Einsprecher führen zudem aus, dass d,er Blickpunkt der
55 m langen Sichtweite weíter Richtung Schützenstrasse im
Sinne des Rechtsgleichheitgebots zu versetzen sei.
Das kant. Tiefbauamt (TBA), Oberingeni-eurkreis I verlangt
in seÍnem Mitbericht zur Vorprüfung vom 30 .7 .92, dass d.er
sichtferdbereich zwischen der von ihm im Pran eingetragenen
Sichtlinie und der Schützenstrasse zvx Sicherheit aI1er
verkehrsteilnehmer ab' 0.80m über dem strassenniveau stets
freizuhalten sei. Die Gemeinde hat sich an diese Bedingung
des TBA gehalten und die entsprechend.e Festlegung im plan
vorgenommen.
Dem Rechtsgleichheitsgebot ist, verglichen mit der im
öffentlichen rnteresse stehenden verkehrsicherheit, absolut
Genüge getan

Die Einsprache ist demnach, soweit sie nicht zurückgezogen
wurde oder sich als gegenstandslos erweist, a1s öffentlich-
rechttrich unbêgründet abzuweisen; soweit geeignet, kann sie
als Rechtsverwahfung vorgemerkt werden.

4. Damit steht fest, dass die vorliegende Planung im öffentli-
chen Interesse liegt, recht- und zweckmässig ist; sie ist
d,emnach zu geneirmigen.

3 Die eingeLangte Rechtsverwahrung ist ständiger praxis fol-
gend ebenfalls vorzumerken

c. Aus d.iesen' Gründen wird

verfüqt

1-. Die vom Gemeinderat von HeÍmberg am 25. Januar L993 be-
schlossene Ueberbauungsordnung "Bir Underfüehrig", Detai-
IerschlÍessung, bestehend aus Ueberbauungsplan, Querschnit-
ten und Längenprofil, wird in Anwend.ung von Art. 6L BauG
cfenehmiqt.

Die Einsprache Nr. 1 wird, soweit sie nicht zurückgezogen
wurde oder sich als gegenstandslos erweíst, a},s öffentlich-
rechtlich unbeg ründet abgewiesen. Soweit

2

als Rechtsverwahrunqr vorgemerkt.
geeignet wÍrd sie
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3. Die Rechtsverwahrung Nr. 2 wird vorgemerkt.

4. Die Gemeinde Heimberg wird angrewiesen, diese Genehmigung
gemäss Art. L10 Bauverordnung (gauV) öffentlich bekanntzu-
machen

Es werd,en keine Gebühren erhoben.

Gegen díesen Beschluss kann innert 30 Tagen seit Eröffnung
bei der kantonalen Justizdirektion zuhanden des Regierungs-
rates schriftlich in zwei Doppeln und begründet.Beschwerde
erhoben werden (Art. 61- Abs. 4 BauG). Eine Beschwerd.e kann
nur von der Partei, die ein schutzwürdiges eigenes fnter-
esse an der Anfechtung hat, von ihrem gesetzlichen Vertre-
ter oder einem bevollmächtígten Anwalt eingereicht werden.

7. Der Regierungsstatthalter von Thun wird beauftragt, diesen
Beschluss mit den beiliegenden Kopien per Gerichtsurkund,e
(Empfangsbestätígung an die Bau-, Verkehrs- und Energiedi-
rektion des Kantons Bern, Reiterstrasse 11, 30L1, Bern) zu
eröffnen:

- der Gemeinde Heimberg
unter Beilage eines Exemplares der genehmigten Ueber-
bauungsordnung "Bir Underfüehrig"

- d.er Einsprecherin Nr. 1 durch iñren Vertreter
- der Rechtsverwahrerin.

Je ein Exemplar d,ieses Beschlusses und der Ueberbauungsordnung
"Bir Underfüehrig'r ist für das Amt.sarchiv bestimmt.

BAU-, VERKEHRS- UND
ENERGIEDIREKTION
Die Direktorin
.ù . àL,"*,
D. Schaer-Born
Regierungsrätin

TBA/3+18x. RPA/6+2Ex.
- GSA, Abt. Abwasserentsorgung
- kant. Steuerverwaltung, .Abt. amtl. Bewertung der Grundstüçke




